Deutsdier Bundestag 

2.Wahlperiode 

1953 


Drucksadle 2207 


Antrag 

der Fraktion der DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über ein Moratorium für in wirtschaftliche Not geratene Personen, 
die anerkannte Forderungen gegen Behörden der 
früheren Besatzungsmächte haben 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen; 

§ 1 

(1) Für Forderungen kann auf Antrag des 
Schuldners im Wege richterlicher Vertrags- 
hilfe ein Moratorium gewährt werden, wenn 
der Schuldner seinerseits anerkannte Forde- 
rungen gegen eine Behörde der früheren Be- 
satzungsmädite hat. 

(2) Vertragshilfe wird nur gewährt, wenn 
der Schuldner den Anspruch nicht oder dem 
Grunde nach bestreitet. Erkennt er den An- 
spruch teilweise an, so kann das Gericht für 
den anerkannten Teil Rechtshilfe gewähren. 

(3) Das Gericht kann, wenn Streit über 
den Grund und die Flöhe der Forderungen 
besteht, das Verfahren bis zur rechtskräfti- 
gen Entscheidung durch das Prozeßgericht 
aussetzen. Das Moratorium soll gewährt wer- 
den, wenn bei gerechter Erwägung der Inter- 
essen und Lage beider Teile die wirtschaft- 
liche Existenz des Schuldners gefährdet ist. 

§ 2 

Der Schuldner hat bei Gewährung des Mo- 
ratoriums die Forderung des Gläubigers mit 
dem üblichen Zinssatz bei den öffentlich- 
rechtlichen Kreditinstituten von dem Zeit- 
punkt der Gewährung des Moratoriums an 
zu verzinsen. 


§ 3 

(1) Zur Gewährung der richterlichen Ver- 
tragshilfe ist das Gericht zuständig, bei dem 
der Schuldner seinen allgemeinen Gerichts- 
stand hat. 

(2) Mehrere Verfahren sollen bei dem zu- 
ständigen Gericht miteinander verbunden 
werden. 

§ 4 

(1) Auf das Verfahren der richterlichen 
Vertragshilfe ist das Reichsgesetz über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit anzuwenden, soweit in diesem Ge- 
setz nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Die Vorschriften der §§ 66 bis 74 der 
Zivilprozeßordnung gelten sinngemäß. 

§ 5 

(1) Der Schuldner soll in seinem Antrag 
seine Vermögens- und Erwerbsverhältnisse 
offenlegen und angeben, daß er versucht hat, 
sich mit dem Gläubiger außergerichtlich zu 
einigen. 

(2) Dem Antrag sind beizufügen 

a) eine geordnete Vermögensübersicht, die 
eine Gegenüberstellung der Aktiven und 
Passiven enthält, 
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b) ein Verzeichnis der Gläubiger und Schuld- 
ner mit Angabe der Anschriften, des 
Schuldgrundes und der Nebenrechte. 

(3) Das Gericht kann Befreiung von den 
Erfordernissen der Absätze 1 und 2 bewilli- 
gen, wenn es die Notlage des Falles geboten 
erscheinen läßt, insbesondere wenn nur eine 
einzelne Verbindlichkeit Gegenstand des 
Verfahrens ist. 

(4) Der Schuldner hat seine Angaben auf 
Verlangen des Gerichts glaubhaft zu machen. 


§ 6 

(1) Auf Antrag eines Schuldners, der ver- 
pflichtet ist, wegen Überschuldung oder Zah- 
lungsunfähigkeit die Eröffnung des Kon- 
kurs- oder Vergleichsverfahrens zu beantra- 
gen, kann das Gericht anordnen, daß diese 
Verpflichtung bis zur Beendigung des Ver- 
tragshilfeverfahrens ruht. Es soll diese An- 
ordnung nur treffen, wenn begründete Aus- 
sicht besteht, daß durch den Ausgang des 
Vertragshilfeverfahrens der Grund für die 
Eröffnung des Konkurs- oder Vergleichsver- 
fahrens wegfällt. Das Gericht kann diese An- 
ordnung jederzeit aufheben. 

(2) Ist bereits gegen einen Schuldner das 
Vergleichs- oder Konkursverfahren beantragt 
oder abgeschlossen, so sollen Vollstreckungs- 
maßnahmen auf Grund dieser Titel so lange 
ausgesetzt werden, bis das richterliche Ver- 
tragshilfeverfahren abgeschlossen ist. 

(3) Lehnt das Gericht das Vertragshilfe- 
verfahren ab, so kann aus den vorhandenen 
Titeln der Gläubiger ohne weiteres voll- 
strecken. 

§ 7 

(1) Das Gericht kann vor der Entschei- 
dung einstweilige Anordnungen zur Siche- 
rung der Gläubiger und zum Schutze des 
Schuldners erlassen. 

(2) Insbesondere kann es dem Schuldner 
Verfügungsbeschränkungen gemäß den §§ 58 
bis 65 der Vergleichsordnung vom 26. Fe- 
bruar 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 321) aufer- 
legen, mit der Maßgabe, daß an Stelle des 
Vergleichsverwalters einer Vertrauensperson 
die Beaufsichtigung des Gewerbebetriebes des 
Schuldners übertragen wird. Auf ihre Rechte 
und Pflichten sind die §§38 bis 43 der Ver- 
gleichsordnung sinngemäß anzuwenden. 


(3) Das Gericht kann während des Ver- 
fahrens anordnen, daß der Schuldner Sicher- 
heit zu leisten hat. Sind mehrere Forderun- 
gen Gegenstand des Verfahrens, so darf der 
Schuldner keine dieser Forderungen ohne 
gerichtliche Ermächtigung befriedigen oder 
sichern. 

(4) Erfüllen die Behörden der Besatzungs- 
macht ihre Verbindlichkeiten, so sind diese 
Beträge unverzüglich an Gläubiger abzufüh- 
ren, die an dem Vertragshilfeverfahren be- 
teiligt sind. 

(5) Auf die Vollstreckung der in den Ab- 
sätzen 2 und 3 vorgesehenen Anordnungen 
sind die Vorschriften der Zivilprozeßord- 
nung über die Zwangsvollstreckung entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 8 

(1) Das Gericht kann für die Dauer des 
Verfahrens durch besonderen Beschluß an- 
ordnen, daß die Zwangsvollstreckung wegen 
der Verbindlichkeit, für welche die Vertrags- 
hilfe beantragt ist, bis zur Entscheidung über 
den Antrag mit oder ohne Sicherheitsleistung 
einstweilen eingestellt wird. Aus besonderen 
Gründen kann es auch anordnen, daß eine 
Zwangsvollstreckungsmaßnahme aufzuheben 
Ist. 

(2) Die auf Grund des Absatzes 1 getrof- 
fenen Maßnahmen sind unanfechtbar. Das 
gleiche gilt für Entscheidungen, die eine 
solche Maßnahme ablehnen. 

§ 9 

Das Gericht soll mit den Beteiligten münd- 
lich verhandeln und*^ darauf hinwirken, daß 
sie sich gütlich einigen. Kommt eine Einigung 
zustande, so gelten für die Niederschrift und 
für die Vollstreckbarkeit des Vergleidis die 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
den Vergleich In bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten sinngemäß. 

§ 10 

(1) Kommt eine gütliche Einigung nach 
§ 9 nicht zustande, so trifft das Gericht durch 
einen mit Gründen versehenen Beschluß 
eine rechtsgestaltende Entscheidung. 

(2) Das Gericht kann Teilentscheidungen 
darüber erlassen, in welcher Mindesthöhe der 
Sdiuldner Zahlungen zu leisten oder Sicher- 
heiten zu stellen hat. Eine solche Entschei- 
dung kann mehrmals ergehen. 
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§ 11 

(1) Die rechtskräftige Entscheidung des 
Gerichts ersetzt die entsprechenden Verein- 
barungen der Parteien. Sie wirkt nur hin- 
sichtlich der Verbindlichkeiten, die in der 
Formel des Beschlusses aufgeführt sind. 

(2) Aus der rechtskräftigen Entscheidung 
des Gerichts findet die Zwangsvollstreckung 
wie aus einem rechtskräftigen Urteil statt. 
Die Vollstreckbarkeit Ist in der Entscheidung 
auszuschließen, wenn der Anspruch dem 
Grunde nach bestritten ist. § 321 der Zivil- 
prozeßordnung ist entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 12 

Sind wesentliche Änderungen, die für die 
Gewährung des Moratoriums maßgebend 
waren, eingetreten oder hat der Schuldner 
eine Ihm obliegende Teilleistung nicht oder 
nicht fristgemäß bewirkt, so kann auf An- 
trag des Schuldners die Entscheidung des Mo- 
ratoriums abgeändert oder aufgehoben wer- 
den. 

§ 13 

(1) Im ersten Rechtszuge entscheidet, 
wenn der Antrag eine Verbindlichkeit be- 
trifft, die 6000 DM nicht übersteigt, das 
Amtsgericht, im übrigen das Landgericht. Ist 
bei dem Landgericht eine Kammer für Han- 
delssachen gebildet, so entscheidet bei Han- 
delssachen Im Sinne des § 95 des Gerichts- 
verfassungsgesetzes diese an Stelle der Zivil- 
kammer. Die Vorschriften der §§ 4 bis 11 
der Zivilprozeßordnung gelten entsprechend. 

(2) Gegen die Entscheidung im ersten 
Rechtszuge Ist die sofortige Beschwerde zu- 
lässig. Dasselbe gilt für eine Anordnung ge- 
mäß § 7 Abs. 1. Einstweilige Anordnungen, 
Auflagen und andere Zwangsentscheidungen 
können nur mit der Endentscheidung ange- 
fochten werden. Über die Beschwerde ent- 
scheidet, wenn im ersten Rechtszuge das 
Amtsgeridit entschieden hat, das Land- 
gericht, sonst das Oberlandesgericht. Die 
Vorschrift des § 1 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(3) Gegen die Entscheidung im zweiten 
Rechtszuge Ist die sofortige weitere Be- 
schwerde zulässig. Über diese entscheidet, 
wenn im zweiten Rechtszuge das Landgericht 
entschieden hat, das Oberlandesgericht, sonst 
der Bundesgerichtshof. Die Vorschrift des 
§ 27 des Reichsgesetzes über die Angelegen- 


heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit Ist an- 
zuwenden. 

§ 14 

(1) Für die Gerichtskosten gelten, soweit 
niciits anderes bestimmt ist, die Vorschriften 
der Kostenordnung vom 25. November 1935 
(Reichsgcsetzbl. I S. 1371). Vorschüsse wer- 
den nicht erhoben. 

(2) Beantragt ein Schuldner mehrere Maß- 
nahmen in einem Verfahren, so wird nur 
eine Gebühr erhoben. Werden jedoch meh- 
rere Moratorien angeordnet, so gilt das Ver- 
fahren über jede dieser Maßnahmen für die 
Erhebung der Gerichtskosten und der außer- 
gerichtlichen Kosten als besonderes Verfah- 
ren. 

(3) Die Gebühr wird vom Richter unter 
Berücksiditlgung des Umfanges der Sache 
und der Leistungsfähigkeit des Schuldners 
festgesetzt. Für eine einstweilige Anordnung 
und Vollstreckungsschutzmaßnahmen (§§ 7 
und 8) werden keine besonderen Gebühren 
erhoben. 

§ 15 

(1) Die Kosten des Verfahrens des ersten 
Rechtszuges trägt grundsätzlich der Schuld- 
ner. Der Richter kann die Kosten ganz oder 
teilweise einem oder mehreren der übrigen 
Beteiligten auferlegen, sobald dies der Billig- 
keit entspricht. Die Festsetzung der Kosten 
und die Entscheidung über die Kostenerstat- 
tung können nicht selbständig angefochten 
werden. Die Gebühr für das Beschwerdever- 
fahren bestimmt sich nach § 123 der Kosten- 
ordnung. Das Besdiwerdegerlcht setzt den 
Wert des Beschwerdegegenstandes in jedem 
Fall von Amts wegen fest. Die Festsetzung 
ist unanfechtbar. 

(2) Das Beschwerdegericht kann die 
Durchführung des Beschwerdeverfahrens von 
der Zahlung eines Kostenvorschusses abhän- 
gig madien. Über Erinnerungen gegen den 
Kostenansatz entscheidet das Beschwerde- 
gericht endgültig. 

§ 16 

Außergerichtliche Kosten werden nicht er- 
stattet. Die Gebühren der Rechtsanwälte be- 
stimmen sich nach den Vorschriften der je- 
weiligen Landesgebührenordnung. Soweit 
Landesgebührenordnungen nicht ergangen 
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sind, findet die Gebührenordnung für Rechts- 
anwälte vom 7. Juli 1879 entsprechend An- 
wendung. 

§ 17 

Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) audi 
im Lande Berlin. 


Bonn, den 13. März 1956 


§ 18 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

§ 19 

Dieses Gesetz gilt nur bis zum 31. Dezem- 
ber 1959. 


Dr. Brühler und Fraktion 
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